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Aus der Berufsbildungsplanung Deutlich 
nicht mehr wegzudenken: V 1 

10 Jahre Anstieg der tariflichen 
Ausbildungsvergütungen 

beriCht 1983 und 1984 fielen die von den Tarifpartnern vereinbarten Er­

Runde Zahlen sind meist Anlaß 
für eine Rückbesinnung. Eine 
rückblickende Betrachtung und 
Bilanzierung der Ergebnisse der 
letzten zehn Jahre verdient auch 
der Berufsbildungsbericht. 

Mit dem Ausbildungsplatzför­
derungsgesetz vom September 
1976 ist eine gesetzliche Grund­
lage für die Berufsbildungspla­
nung geschaffen worden. Das 
Aufgabenfeld der Planung ist in 
§ 5 Abs. 2 umrissen: 
"Die Berufsbildungsplanung 
hat insbesondere dazu beigetra­
gen, daß die Ausbildungsstätten 
nach Art, Zahl, Größe und 
Standort ein qualitativ und 
quantitativ ausreichendes An­
gebot an beruflichen Bildungs­
plätzen gewährleisten und daß 
sie unter Berücksichtigung der 
voraussehbaren Nachfrage und 
des langfristig zu erwartenden 
Bedarfs an Ausbildungsplätzen 
möglichst günstig genutzt wer­
den." 

Die genannten Inhalte der 
Berufsbildungsplanung sind 
auch von dem Rechtsnachfolger 
des Ausbildungsplatzförde­
rungsgesetzes, vom Berufsbil­
dungsförderungsgesetz über­
nommen worden. Ein zentrales 
Planungsinstrument der Bun-

höhungen der Ausbildungsvergütungen nur etwa halb so hoch aus wie 
in den sechs davor liegenden Jahren: 1983 wurden die Ausbildungs­
vergütungen im Durchschnitt um 3 %, 1984 sogar nur noch um 2,6% 
angehoben. Die durchschnittliche Vergütung eines Auszubildenden 
lag 1984 bei 600 DM. In den Jahren 1977 bis 1982 lagen die Stei­
gerungsraten dagegen noch jeweils deutlich über 5 %. Sie schwankten 
zwischen 5,6% im Jahr 1982 und 7,2 %im Jahr 1978. 

Dies geht aus einer Zeitreihen­
untersuchung tariflicher Ausbil­
dungsvergütungen für die Jahre 
1976 bis 1984 hervor, die jetzt 
in Heft 82 der Schriftenreihe 
"Berichte zur beruflichen Bil­
dung" des Bundesinstituts für 
Berufsbildung veröffentlicht 
wurde. Die Untersuchung basiert 
auf einer Auswertung des beim 
Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung geführten Tarifre­
gisters. Über eine Zuordnungvon 
Tarifverträgen zu Ausbildungsbe­
rufen werden im Bundesinstitut 
regelmäßig die durchschnittli­
chen Ausbildungsvergütungen 
für rd. 170 stark besetzte Ausbil­
dungsberufe ermittelt. In diesen 
Berufen waren in den letzten Jah­
ren jeweils mehr als 90 % aller 
Ausbildungsverhältnisse zu ver­
zeichnen. 

Die vorliegende Untersuchung 
ergab, daß die durchschnittlichen 
Ausbildungsvergütungen pro 
Monat von 396 DM im Jahr 1976 
auf602 DM im Jahr 1984angeho-

ben wurden. Dies bedeutet eine 
nominale Gesamtsteigerung von 
52%. 

Bei der Unterscheidung nach den 
Wirtschaftsbereichen und nach 
den einzelnen Ausbildungsberu­
fen treten allerdings erhebliche 
Abweichungen auf. Die höchsten 
Ausbildungsvergütungen wur­
den in den vergangenen Jahren im 
Durchschnitt immer in Industrie 
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desregierung ist der jährliche 
Berufsbildungsbericht. Berufs­
bildungsplanung in einem 
System von Freiheit der Berufs­
wahl und marktwirtschaftlicher 
Steuerung des Ausbildungsge­
schehens hat die Aufgabe, durch 
"ein umfassendes und diffe­
renziertes Informationssystem 
Entwicklungstendenzen und 
mögliche Konflikte auf dem 
Berufsbildungs- und Arbeits­
markt zu verdeutlichen, Strate­
gien gegen unerwünschte Ent­
wicklungen zu erstellen und sie 
mit Hilfe eines Kommuni­
kationsnetzes in verhaltens­
ändernde Impulse! Aktionen 
umzusetzen"1). Das Kommuni­
kationsnetz in Form eines 
Systems von Ausschüssen ist 
bereits durch das Berufsbil­
dungsgesetz (1969) geschaffen 
worden. 

Es ist durch den Instanzenweg 
des Berufsbildungsberichtes 
(Beratung im Hauptausschuß 
des Bundesinstituts für Berufs­
bildung, Entscheidung durch 
die Bundesregierung, Diskus­
sion im Deutschen Bundestag) 
erweitert worden. 

Mit der Einführung einer amtli­
chen Berufsausbildungsstati­
stik und eines "Schnellmelde­
systems" über Angebot und 
Nachfrage von Ausbildungsstel­
len im Jahre 1976 (beide Vor­
schriften gelten auch nach dem 
Berufsbildungsförderungsge­
setz) sind die Grundlagen für ein 
Informationssystem geschaffen 
worden. Die Informationen 
gehen in den jährlichen Berufs­
bildungsbericht ein, der sich zu 
einem Standardwerk der Berufs­
bildungsplaner in den Ministe­
rien, den Spitzenorganisationen 
von Arbeitgebern und Gewerk­
schaften, den zuständigen Stel­
len und Arbeitsämtern sowie der 

1) Alex, L.: Berufsbildungsplanung und 
Berufsbildungsforschung in: Berufs­
bildung in Wissenschaft und Praxis 
1982, Heft 6, S. 5. 
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Politik entwickelt hat. "Aufgabe 
eines in diesem Sinne die 
Gesamtentwicklung darstellen­
den Hauptbuch&s der berufli­
chen Bildung soll es sein, den 
Deutschen Bundestag, die Ver­
antwortlichen und Zuständigen 
(Bund, Länder und Gemein­
den), die an der Berufsbildung 
unmittelbar Beteiligten und die 
Öffentlichkeit umfassend zu 
informieren, ihnen die Situation 
und die Tendenzen in diesem 
Teil des Bildungssystems tran­
sparent zu machen und somit 
einen Beitrag zur besseren 
Entscheidungstindung zu lei­
sten"2). 

Informationsfunktion des Be­
rufsbildungsberichtes, verbun­
den mit dem Instanzenweg sei­
ner Beratung, charakterisieren 
den im wesentlichen auf Infor­
mationsverbreitung und "Anlei­
tung zum Handeln" angelegten 
Planungsprozeß. 

Der Bundesministerfür Bildung 
und Wissenschaft legt bis zum 
1. März eines jeden Jahres den 
Bericht der Bundesregierung 
vor. Vorausgegangen sind mona­
telange intensive Vorarbeiten 
und Beratungen im Ministerium 
und im Bundesinstitut für 
Berufsbildung. 

Der erste Bericht von 1977 ent­
hielt wegen der zu kurzen zur 
Verfügung stehenden Vorberei­
tungszeit lediglich die zur Beur­
teilung der Ausbildungslage 
notwendigen Angaben und 
einige wenige strukturelle Infor­
mationen zur Ausbildung und 
Erwerbstätigkeit. 

Im Berufsbildungsbericht 1978 
wurden die strukturellen Infor­
mationen erweitert. Neben 
neueren Daten zur Beschäfti-
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2) Berufliche Bildung in der Bundes­
republik Deutschland- 1977- Hrsg. 
Bundesministerium für Bildung und 
WissenschaftS. 36. 

und Handel erreicht; sie stiegen 
von 1976 bis 1984 um 53% auf 
669 DM pro Monat an. 
Relativ hoch lagen auch jeweils 
die Ausbildungsvergütungen im 
Öffentlichen Dienst; sie wurden 
allerdings mit 45%- auf 615 DM 
im Jahr 1984 - prozentual am 
geringsten erhöht. Vergleichs­
weise stark wurden die Ausbil­
dungsvergütungen in der Land­
wirtschaft und in den freien Beru­
fen angehoben: Sie stiegen um 
jeweils 58% auf durchschnittlich 
576 DM bzw. 549 DM im Jahre 
1984 an. Im Handwerk betrug der 
Zuwachs von 1976bis 1984 50%, 
monatlich 525 DM wurden hier 
den Lehrlingen durchschnittlich 
im Jahre 1984 gezahlt. 
Im Jahr 1984 bewegten sich für 
82% der Auszubildenden die 
Vergütungen zwischen 450 DM 
und 700 DM, für 13% lagen sie 
höher und für 5% der Lehrlinge 
niedriger. 1976 waren die Ver­
gütungen noch deutlich stärker 
konzentriert: 85% der Auszubil­
denden erhielten Beträge zwi­
schen 300 DM und 500 DM, 9% 
bekamen mehr und 6% weniger. 
Die höchsten Ausbildungs­
vergütungen wurden in allen 
untersuchten Jahren im Bergbau 
erreicht; sie betrugen 1984 
durchschnittlich 1.034 DM beim 
Beruf Bergmechaniker und 
982 DM beim Berg- und Maschi­
nenmann. Am Ende der Ver­
gütungsskala rangierten immer 
die Friseurlehrlinge und die ange­
henden Damenschneider, ihnen 
wurden 1984 durchschnittlich 
332 DMbzw.196 DM pro Monat 
gezahlt. 
Die Veröffentlichung "Entwick­
lung der Ausbildungsvergütun­
gen von 1976 bis 1984" von 
Ursula Beicht und Susanne 
Wiederhold ist als Heft 82 der 
Reihe "Berichte zur beruflichen 
Bildung" erschienen und beim 
Bundesinstitut für Berufsbildung, 
Referat Presse- und Veröffent­
lichungswesen, Fehrbelliner 
Platz 3, 1000 Berlin 31, gegen 
eine Schutzgebühr zu beziehen. 
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Der Übergang von der Ausbildung in den Beruf ist für viele Jugend­
liche mit einem Berufswechsel, häufig auch mit der Aufnahme einer 
weiteren Ausbildung verbunden. In manchen Ausbildungsberufen ist 
die Zahl der erfolgreichen Prüfungsteilnehmer dreimal so hoch wie die 
Zahl derer, die als junge Fachkräfte in diesem Beruf eine Beschäfti­
gung gefunden haben. 

Insgesamt gab es im Jahre 1984 
1,9 Millionen beschäftigte junge 
Fachkräfte unter 25 Jahren. Die­
sen stehen 2,7 Millionen erfolg­
reiche Prüfungsteilnehmer des 
dualen Systems gegenüber, so 
daß sich eine Beschäftigungs­
quote von 68 % ergibt. Die übri­
gen leisten Wehrdienst, haben 
eine weitere Ausbildung auf­
genommen, sind arbeitslos oder 

nicht erwerbstätig, insbesondere 
als Hausfrauen. 

Die Verbleibquote ist oft sehr 
niedrig, da viele Ausgebildete in 
verwandte Berufsfelder abwan­
dern. So sind z. B. Kraftfahr­
zeugmechaniker in 45 anderen 
Berufen tätig, insbesondere als 
Kraftfahrer. Im Beruf selbst sind 
nur 49.000 Fachkräfte unter 

Berufe mit geringen Verbleibquoten 
-in Tausend-

Speditions­
kaufmann 

Tankwart 

Friseurin 

Technische 
Zeichnerin - Beschäftigte 

junge Fach­
kräfte unter 
25 Jahren 

teilnehmer 
der letzten 
5 Jahre 

25 Jahren beschäftigt; 145.000 
haben in den letzten fünf Jahren 
die Prüfung bestanden. 

Größere Schwierigkeiten gibt es 
bei Ausbildungsberufen mit 
einem eng angelegten Berufsbild 
wie Bäcker, Technischer Zeich­
ner und Tankwart. Auch in diesen 
Berufen liegt die Verbleibquote 
unter 45%. 

Insgesamt sehen sich etwa 15% 
der Ausgebildeten nach der Prü­
fung mit der Schwierigkeit kon­
frontiert, die Ausbildung in einem 
häufig gewählten, überlaufenen 
Beruf verwerten zu müssen, was 
für viele einen Berufswechsel, 
auch die Aufnahme von Hilfstä­
tigkeiten, mit sich bringt. 

Durchschnittliche Beschäfti­
gungschancen haben Metall- und 
Elektroberufe und auch die Bau­
berufe. Trotz nachlassender Bau­
konjunktur werden junge Fach­
kräfte offensichtlich in diesem 
Bereich noch gesucht. 

Bei den Frauen haben Friseurin­
nen, Gärtnerinnen und Apothe­
kenhelferinnen geringe Verbleib­
quoten. Relativ günstig schneiden 
die Bürofachkräfte ab, wobei hier 
jedoch die Aufnahme von Teil­
zeitarbeit eine Rolle spielen 
dürfte. Auch die Bankkauffrauen 
haben gute Chancen; 90% sind 
in ihrem erlernten Beruf tätig. 

Es gibt auch nach wie vor Mangel­
berufe, für die zu wenig ausgebil­
det wurde und die Fachkräfte aus 
anderen Bereichen aufnehmen, 
häufig nach Absolvieren einer 
Zusatzausbildung. Zu diesen 
gehören Berufe im Bereich Che­
mie, Kunststoff, Datenverarbei­
tung und einige häufig als wenig 
attraktiv eingeschätzte Berufe 
wie Galvaniseur, Sägewerkerund 
Metallschleifer. Bei letzterem 
werden dreimal soviele junge 
Fachkräfte beschäftigt wie aus­
gebildet wurden. 
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Ausgangslage und Perspektive: 

llodellversuCbsreü!e 

bemflichen··Bildliiig''··: · 
1. Zum allgemeinen Verständnis 

von Modellversuchen 
Der spezifische Charakter dieser 
Modellaktivitäten wird wesent­
lich durch ihre institutionelle und 
methodische Verankerung im 
Umfeld bestimmt. 
So ist die dem Bundesinstitut für 
Berufsbildung zugewiesene Auf­
gabe "Betreuung von Modell­
versuchen" Bestandteil der Akti­
vitäten, die sich unmittelbar auf 
eine Verbesserung der Berufsbil­
dungspraxis beziehen. 

2. Was kennzeichnet Modellver-
suche? 

Typisch ist die Verankerung 
neuentwickelter Qualifizierungs­
maßnahmen (Inhalte, Methoden, 
Vermittlungskonzepte) in der 
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Berufsbildungspraxis, und zwar 
von der Entwicklung über die 
Erprobung bis hin zum berufli­
chen Alltagshandeln. Mit dieser 
unmittelbaren Einbeziehung von 
Betrieben und Bildungsinstitu­
tionen wird eine praxisgerechte 
Bedarfsanalyse und Prioritäten­
setzung angestrebt. Zugleich ent­
wickelt sich damit ein solides 
Fundament für eine breite Al{zep­
tanz von Neuentwicklungen. 
Modellversuche sind nur dann 
erfolgreich, wenn die in ihnen 
erzielten Erkenntnisse für eine 
Vielzahl von Betrieben bei der 
Weiterentwicklung ihrer Aus­
und Weiterbildung hilfreich sind. 

Dies bedingt, daß bewährte Ele­
mente aus Modellversuchen, z. B. 
Lehrgänge, Vermittlungskon-

zepte, Organisationskonzepte 
permanent und nicht erst nach 
Abschluß des Versuchs an alle 
Interessierten weitergegeben 
werden. 

'I, 
3. Warum wurde diese Modell- • .. 

versuchsreibe gestaltet? ?'1 
Ausgangspunkt ist die Erkennt- ' 
nis, daß Technikinnovationen 
und neuentwickelte Formen der 
Arbeitsorganisation ohne ausrei­
chende Qualifizierung der Mit­
arbeiter erfolglos bleiben. 

Die gegenwärtige Situation ist 
aber geprägt durch eine Dynamik 
der Technik mit einer unscharf 
konturierten Zukunftsperspek­
tive, die eine Herauskristallisie­
rung systematischen praktischen 
Erfahrungswissens verunsichern. 
Damit fehlt die traditionelle Basis 
für eine Identifikation langfristig 
verwertbarer Qualifikationen. 
Bei einer solchen Ausgangslage 
können vorzeigbare neue Praxis­
beispiele und praktische Hand­
lungsmodelle eine große Hilfe für 
die Weiterentwicklung der 
Berufsbildung sein. Um zu einem 
Bündel gut begründeter Anre­
gungen und hilfreicher Anstöße 
zu gelangen, entschied sich der 
Bundesminister für Bildurig und 
Wissenschaft für eine Reihe von 
25 Modellversuchen und stellte 
20 Millionen DM zur Verfügung. 
Das überwältigende Echo auf die 
Ende 1983 bekanntgegebene 
Reihe verdeutlicht den prakti­
schen Handlungsbedarf in der 
ausbildenden Wirtschaft. Ca. 500 
betriebliche Anfragen führten zu 
100 ausgearbeiteten Konzepten, 
die in einem Auswahlverfahren 
auf 25 Projekte verdichtet wur­
den. 

4. Zu den Eckdaten der Reihe 
Die Modellversuchsreihe ist 
schwerpunktmäßig im Jahre 
1985 angelaufen. (Die Laufzeit 
eines Modellversuchs beträgt ca. 
4 Jahre.) Als Technikschwer­
punkte haben sich dabei heraus­
gebildet: 
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Kaufmännische Führungskräfte in Klein- und Mittelbetrieben 

Veränderung der Qualifika­

durch neue Technologien 
1. Skizzierung des Hintergrundes 
Das BIBB hat im Rahmen des 
Forschungsprojekts "Fortbil­
dungsordnungen in der kauf­
männischen Weiterbildung" ein 
funktionsorientiertes und ein 
wirtschaftszweigorientiertes 
Fortbildungsmodell erarbeitet. 
Diese Modelle heißen z. Z. 
"Fachkraft Rechnungswesen/ 
Finanzierung" und "Industrie­
fachwirt I Industriefachwirtin" 
und sind in folgenden Schritten 
entwickelt worden: 
Erarbeitung 
1!1 eines Funktionsbildes 
II eines Aufgabenkatalogs 
II der Lerninhalte 
1!1 einer Prüfungsordnung. 
Die Erarbeitung dieser Fortbil­
dungen ist von einem beratenden 
Fachausschuß begleitet worden, 
der sich aus Vertretern und Ver­
treterinnen der Sozialpartner, 
der Länder und des Bundes 
zusammensetzt. 

Nun sollen beide Modelle erprobt 
werden, indem je sechs Lehr­
gänge - über die Bundesrepublik 
verteilt- eingerichtet und durch­
geführt werden. 
Wichtige innovative Elemente 
bei der Konzeption der Fortbil­
dung zum Industriefachwirt/zur 
Industriefachwirtin waren 
II die im Funktionsbild aus­
drückliche Festlegung auf eine 
Führungsaufgabe, nämlich qie 
kaufmännische Leitung eines 
Klein -oder Mittelbetriebes 

II Einbeziehung der Ausbil­
dereignungsverordnung in den 
Abschluß 
II der Einstieg in eine fächer­
übergreifende Prüfung und 

II die Art und Weise, in der neue 
Technologien in diese Fortbil­
dung einbezogen werden sollen. 
Am Beispiel Industriefachwirt/ 
Industriefachwirtin soll hier dar­
gestellt werden, wie die neuen 
Technologien die Qualifikations­
anforderungen für kaufmän­
nische Führungskräfte in Klein­
und Mittelbetrieben verändern. 

2. Bedeutung neuer Tech­
nologien für kaufmän­
nische Führungskräfte 

Im Laufe der Arbeit wurde die 
Bedeutung der neuen Technola­
gien gerade für diesen Adressa­
tenkreis immer deutlicher. Die 
wichtigsten Gründe, warum 
kaufmännische Führungskräfte 
im Bereich neuer Technologien 
qualifiziert werden müssen, sind 
II die Gestaltbarkeit von tech­
nisch -organisatorischem Wan­
del, verbunden mit der Schlüssel­
rolle dieser Adressaten für die 
Gestaltung von Arbeitsplätzen, 
Arbeitsinhalten, Arbeitsstruktu­
ren, Qualifikationsniveaus 
II ihre Initiatorenrolle für tech­
nisch -organisatorischen Wandel 
in Klein- und Mittelbetrieben 
(Feststellung des betriebsspezifi­
schen Innovationsbedarfs und 
Entwicklung eines betriebsspezi­
fischen Anforderungsprofils) 
II ihre Verantwortung für die 
Qualifizierung (Ermittlung des 
Qualifizierungsbedarfs und Pla­
nung des Qualifizierungsprozes­
ses) 

II der häufig fehlende Zugang zu 
neuen Technologien in der Aus­
bildung dieser Adressaten und 
das Tempo des technischen Wan­
dels 

II die Bedeutung der informa­
tionstechnologischen Entwick­
lung für Führungsfunktionen 
("strategic planning" erlaubt 
neben operationeilen und Kon­
trollfunktionen die strategische 
Planung der betrieblichen 
Gesamtheit) 
II der erschwerte Zugang zu 
Informationen für Klein- und 
Mittelbetriebe. 

Notwendige Lernziele für diese 
Adressaten, damit sie ihre Lei­
tungsfunktion wahrnehmen kön­
nen, sind u. E. 
II Abbau von Berührungsäng­
sten 
II zur Beschreibung betriebsspe­
zifischer Aufgaben und betriebs­
spezifischen Innovationsbedarfs 
befähigen 
II Blick für Zusammenhänge 
schärfen (Information als neuer 
Produktionsfaktor) 
II Methoden der Informations­
analyse kennenlernen 
II zum Planen und Organisieren 
des Investitionsentscheidungs­
prozesses befähigen 
II zum Planen und Organisieren 
des Qualifizierungsprozesses 
befähigen 
II zur herstellerunabhängigen 
Auswahl befähigen 
II zu vernünftiger Informations­
politik befähigen (Akzeptanz­
und Motivationsproblem) 
II neue Kooperations-und Orga­
nisationsmodelle kennen und 
anwenden können (Werkstatt-, 
Qualitäts-, Systemzirkel) 
II Kenntnis marktüblicher Soft­
ware. 

3. Folgen für die Fortbildung 
Für die Fortbildung zum Indu­
striefachwirt/zur Industriefach­
wirtin wurden- von allen durch 
die Beratung im Fachausschuß an 
der Arbeit Beteiligten wie Vertre­
terinnen und Vertreter der 
Arbeitnehmer, der Arbeitgeber, 
des Bundes und der Länder -
daraus drei Konsequenzen gezo­
gen: 
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Es wurden bei den Lerninhalten 
in allen Funktionsbereichen 
informationstechnologische An­
knüpfungspunkte formuliert, 
z. B. 
1111 in der Materialwirtschaft 

- Instrumente zur Steuerung 
des Material- und Informa­
tionsflusses (EDV) 
- Lagerarten und Technisie­
rungsmöglichkeiten 
- Zusammenhangvon Lager­
organisation und Lagertech­
nik 

1111 in der Produktion 
- Methoden und Hilfsmittel 
der Fertigungsplanung 

1111 im Rechnungswesen 
- Aufbereitung von statisti­
schen Daten 
- Darstellungsmethoden der 
Statistik 

1111 in Investition und Finanzie­
rung 

- computerunterstützte Ver­
fahren für diesen Bereich 
- Prognoseverfahren für In­
vestitionsplanung und Investi­
tionsrechnung 
- Simulationstechniken für 
Investitionsplanung und Inve­
stitionsrechnung 
- simultane Planung des 
gesamten Investitionspro­
gramms (Capital Budgeting) 
- Fallbeispiele: Aufstellen 
verschiedener Finanzierungs­
pläne 
- Technik der Kontrolle der 
Zahlungs- und Kreditfähigkeit 

1111 im Personalwesen 
- Durchführen einer Lohn­
und Gehaltsabrechnung 
- Personalstatistik 

1111 in der Betrieblichen Organisa­
tion 
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- Darstellungsmöglichkeiten 
in der Ablauforganisation 
- Beispiel einer betrieblichen 
Reorganisationsmaßnahme: 
Zusammenwirken der betrieb­
lichen Funktionen unter Ein-

beziehungder außerbetriebli­
chen Rahmenbedingungen. 

Dieser integrative Ansatz hat 
nicht nur Folgen für das Lernen, 
das so aufgaben- und damit 
erwachsenengerechter ist, son­
dern auch für die Unterrichtsor­
ganisation, die die notwendige 
Hardware verfügbar machen 
muß, wie auch für die Qualifika­
tion und Vorbereitung sowie 
Zusammenarbeit der Dozenten 
und Dozentinnen. 
Neben diesem integrativen 
Ansatz wurden aber auch infor­
mationstechnologische Lernin­
halte formuliert, um klar zu 
machen, welches die Mindestin­
halte sind, die für die beschrie­
bene Funktion umzuformen und 
nutzbar zu machen sind. Die 
EDV- Lerninhalte haben also den 
Charakter einer Checkliste. 
1111 Hardware 

Zentraleinheit 
- Peripherie 
- Eingabegeräte, Datenerfas-
sungsgeräte 
- Ausgabegeräte 
- Dialoggeräte 

1111 Datenfernverarbeitung/ 
Datenfernübertragung 

Kanäle 
Terminals und Netzwerk 
On-line-Terminal 
Off-line-Terminal 
Netzwerkarchitektur 

1111 Anwender-Software 
- Grundbegriffe der Pro­
grammierung 
- Algorithmen und Pro­
gramme 
- Problemanalyse 
- Datenflußplan, Strukto-
gramme, Programmablauf­
plan 
- Übersetzung und Test 
- Dokumentation, Arbeits-
abläufe, Fflege der Programme 
- Betriebssysteme 

1111 Informationsverarbeitende 
Prozesse in Unternehmungen 
und Verwaltung 

- kaufmännische Tätigkei­
ten, Arbeitsabläufe und 
betriebswirtschaftliche Funk­
tionen als informationsver­
arbeitende, automatisierbare 
Prozesse 
- Beschreibung informa­
tionsverarbeitender Prozesse 
im Betrieb mittels Methoden, 
Verfahren und Darstellungs­
formen 

1111 Datenorganisation/Daten­
banksysteme 

- logische und physikalische 
betriebliche Datenstrukturen 
und deren Zusammenhänge 
- Organisations- und 
Zugriffsformen für Dateien 
- Aufgaben der Datenver­
waltung 

Organisation 
Zugriff 
Datensicherung (tech-
nisch, organisatorisch) 
Datenschutz (rechtlich) 

111111 Auswirkungen des Einsatzes 
der Informationstechnologie auf 
Wirtschaft und Gesellschaft 

- betriebliche und gesamt­
wirtschaftliche Bedeutung des 
Hardware- und Software-Ein­
satzes 
- die besondere Schutzwür­
digkeit personenbezogener 
Daten sowie die hierfür gesetz­
lich vorgeschriebenen Maß­
nahmen 
- Veränderungen der Anfor­
derungen an die individuelle 
und berufliche Qualifikation 
durch den Einsatz von Rech­
nern 

Es wird auch bei der Formulie­
rung der I..ernziele, die mit Exper­
ten und Expertinnen der Träger 
gemeinsam geschehen soll, 
darauf ankommen, den DV­
Bezug als Unterrichtsprinzip zu 
verwirklichen und so dem inte­
grativen Ansatz bei den einzelnen 
Lernzielen so weit wie möglich 
zum Durchbruch zu verhelfen. 

p 
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1111111 Bürotechnik mit integrierter 
Daten- und Textverarbeitung 
• Industrielle Steuerungs- und 
Fertigungstechnik 
• ComputerunterstüJzte Kon­
struktion. 
In diesem Rahmen wurde bei der 
Gestaltung ein möglichst aus­
gewogenes Verhältnis von Aus­
bildung und WeiterbildUJlg ange­
strebt. Im Sinne der Modellver­
suchsphilosophie wurde bereits 
bei der Entwicklung der Ver­
suchsaktivitäten großer Wert 
gelegt auf die Konzipierung von 
Verbreitungs- und Übertragungs­
aktivitäten. (In diesem Sinne sind 
etwa Kooperationen von Groß­
betrieben mit Klein- und Mittel­
betrieben zu verstehen, aber auch 
die Kooperationen von Betrieben 
mit Kammern und Verbänden.) 

Aus den einzelnen Versuchen 
werden als Ergebnisse erwartet 
z. B.: 

• Lehrgangsmaterialien 
Ausbildungsmittel 
methodische Anregungen 
Organisationsmuster 
Vorschläge für die Neugestal­

tung bzw. die Umsetzung von -
Aus- und Fortbildungsordnun-

• Veränderungen von Lernmög­
lichkeiten am Arbeitsplatz beim 
Einsatz neuer Techniken 

• Technikorientierte Weiterbil­
dungsangebote für Mittel- und 
Kleinbetriebe (bedarfsgerechte 
Organisation und Vermittlungs- . 
konzepte). 

Im Jahre 1984 umfaßte die 
Gruppe der 20 - 25jährigen 
5,2 Millionen Personen. Ewas 
mehr als die Hälfte (51 , 1 %) war 
erwerbstätig, ein Viertel befand 
sich noch in Ausbildung. 
Ein Vergleich mit dem Jahr 1970 
zeigt erhebliche strukturelle Ver­
änderungen. Damals_ zählte die 
Altersgruppe 3,8 Millionen Per­
sonen, davon waren 77,6% 
erwerbstätig und ca. 10 %noch in 
Ausbildung. 
Der altersspezifische Anteil der 
Ungelernten ist auf weniger als 
20% geschrumpft, ein deutlicher 
Rückgang gegenüber früher, als 

Insgesamt signalisiert die Diskus­
sion im Zusammenhang mit den 
"Neuen Techniken" eine Trend­
wende in der Berufsbildung. Weg 
von den sattsam bekannten, aber 
immer noch nicht gelösten quan­
titativen Problemen, der Auf­
bruch zu einerneuen Qualität der 
Berufsbildung. Ho 

noch jeder dritte Erwerbstätige 
dieser Altersgruppe ohne Ausbil­
dung war. 
Trotz des verbesserten Ausbil­
dungsstandes sind erhebliche 
Arbeitsmarktprobleme zu erwar­
ten. Es sind in dieser Altersgruppe 
ca. 600.000 Arbeitslose zu versor­
gen, 1,3 Millionen befinden sich 
in einer Ausbildung und 300.000 
absolvieren ihren Wehr- oder 
Zivildienst. 
51 %erwerbstätig, das heißt auch, 
daß von den 20 - 25jährigen 49% 
noch nicht über einen gesicher­
ten Arbeitsplatz verfügen. 

Wer/Cß 

Verbleibmodell der 20- bis unter 25jährigen '84 
Solche in Modellversuchen 
bewährte Elemente werden per- ln Ausbildung 
manent und nicht erst nach Studenten 
Abschluß der Reihe an alle Inte- ------'----?" 

ressierten weitergegeben. 

Das Bundesinstitut übernimmt 
die fachliche Gesamtauswertung 
der Reihe. Erkenntnisleitend sind 
hierbei die im folgenden skizzier­
ten zentralen übergreifenden 
Fragestellungen: 

• Langfristig verwertbare fach­
liche und überfachliche Qualifi­
kationen 

• Neue technikbedingte Koope­
rationsformen (Schnittstellen) 
zwischen Berufs- und Arbeitsbe­
reichen 

Auszubildende 

Schulbesuch 
Arbeitslose 

mit Berufs­
ausbildung 

ohne Berufs­
ausbildung 

Erwerbstätige 

Sonstige 
(Akademiker, 

Beamte, 
Selbständige 
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gung von Ausgebildeten wurde 
erstmals eine umfassende regio­
nale Darstellung der Ausbil­
dungsstellensituation aufge­
nommen, die in den Folgejahren 
noch erweitert wurde. Das 
gleiche gilt für die Behandlung 
besonderer Personengruppen 
wie z. B. Behinderte in der beruf­
lichen Bildung. Für den Berufs­
bildungsbericht 1979 wurde 
schließlich das im wesentlichen 
bis heute gültige Konzept der 
Berichterstattung entwickelt. 

Im Teil I des Berufsbildungsbe­
richtes zieht der Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft 
Bilanz über die Ausbildungs­
stellensituation und gibt seine 
berufsbildungspolitischen Vor­
stellungen und beabsichtigten 
Maßnahmen bekannt. 

Der Teil li umfaßt das "Haupt­
buch" der beruflichen Bildung. 
Die Themen erstrecken sich 
neben den bereits erwähnten 
Teilen auf die inhaltliche 
Gestaltung der Berufsausbil­
dung, die berufliche Weiter­
bildung, Personal, Kosten und 
Förderung der beruflichen Bil­
dung. 

Der Berufsbildungsbericht ist 
heute .eine nicht mehr wegzu­
denkende Informations- und 
Dokumentationsquelle der 
beruflichen Bildung geworden, 
der auch politisch nicht immer 
genehme Vorgänge wie z. B. die 
wachsenden Übergangspro­
bleme von Ausbildungsabsol­
venten an der Schwelle zur 
Beschäftigung im jüngsten 
Bericht behandelt. Er ist eine 
unerläßliche Grundlage zur Ver­
sachlichung einer oft recht kon­
trovers geführten Diskussion 
über Lage und Weiterentwick­
lung der Berufsbildung. Das 
"Journal" ist ein "Hauptbuch " 
geworden. 

Alex 

Das Ergebnis der jüngsten Umfrage: 

C!bwohl immer.noch Probleme bei der Anrechnung dieses Jahres auf 
dte Berufsausbildung auftreten, beginnt nahezu jeder fünfte Berufs­
anfänger seine Berufsausbildung mit einem Berufsgrundbildungs­
jahr (BGJ). Gegenüber dem vorangegangenen Jahr sank der Anteil der 
Berufsgrundschüler an den Ausbildungsbeginnern im Schuljahr 
1984/85 allerdings von 19,7% auf 18,5 %. In absoluten Zahlen sind 
dies 101.800 gegenüber zuvor 103.600; davon 85.000 in einem schuli­
schen und 16.800 im sogenannten kooperativen BGJ, also in einem 
Berufsgrundbildungsjahr in Schule und Betrieb. 

Dies ist das Ergebnis der jüngsten 
Umfrage des Bundesinstituts für 
Berufsbildung (BIBB) bei den 
Kultusministern der Länder. 

Der leichte Rückgang um 1.800 
Teilnehmer am BGJ ist vor allem 
auf eine Schulgesetzänderung in 
Berlin zurückzuführen ; mit ihr 
wurde der Adressatenkreis des 
schulischen BGJ eingeschränkt 
und der des Berufsvorbereitungs­
jahrs ausgeweitet. 

Aber auch im kooperativen BGJ 
gab es einen Rückgang, und zwar 
in dem konjunkturell besonders 
stark beeinträchtigten Berufsfeld 
Bautechnik (Abnahme um fast 
8 Ofo auf jetzt 6.725 Teilnehmer). 
Dieses Berufsfeld macht, neben 
dem Berufsfeld Metalltechnik, 
den größten Teil des kooperati­
ven BGJ aus (zusammen 85 Ofo 

aller Teilnehmer). 

Im abgelaufenen Schuljahr war 
jedoch nicht nur ein Rückgang 
der Beteiligung am BGJ zu ver­
zeichnen. So gab es allein in Nie­
dersachsen - dieses Bundesland 
stellt fast 30 Ofo aller BGJ-Teilneh­
mer- einen Zuwachs von fast 7 00 
im Berufsfeld Wirtschaftund Ver­
waltung ; in Nordrhein-Westfalen 
ein Plus von nahezu 800, vor 
allem im Berufsfeld Ernährung 
und Hauswirtschaft. Die relativ 
größte Zunahme - um rund 
30%- weist das Berufsfeld Tex­
tiltechnik und Bekleidung auf: 

Die Zahl der Teilnehmer wuchs 
um mehr als 600 auf 2.400 Teil­
nehmer (in beiden Formen des 
BGJ). 

Der Anteil der BGJ-Teilnehmer 
an der Gesamtheit der Berufsan­
fänger differiert sehr in den ein­
zelnen Ländern. Im Schuljahr 
1983/84 bewegte er sich zwi­
schen weniger als 10 Ofo in Baden­
Württemberg - allerdings ohne 
Berücksichtigung der überdurch­
schnittlieh zahlreichen Berufs­
fachschulen - und gut 38 Ofo in 
Niedersachsen. Für das Schuljahr 
1984/85 liegen Zahlen noch 
nicht vor. 

Erstmals informiert das Faltblatt 
zum BGJ auch über Ergebnisse 
von Modellversuchen. So hat das 
Land Niedersachsen mit Unter­
stützung des Bundes das Gebiet 
Ostfriesland /Emsland zu einer 
Modellregion ausgebaut, in der 
das BGJbereits in 6 Berufsfeldern 
als Fflichtschuljahr, d. h. mit flä­
chendeckender Kapazität, 
durchgeführt wird. 

Das Faltblatt "Das BGJ im Schul­
jahr 1984/85" kann kostenlos 
beim Bundesinstitut für Berufs­
bildung, Referat Presse- und Ver­
öffentlichungswesen, Fehrbelli­
ner Platz 3, 1000 Berlin 31 , ange­
fordert werden. 

SchmiH 


